
Bundessozialgericht '

" Im Namen des Volkes.
12 RK—SO/8M

‘
Urteil

in dem Rechtsshe■

non:lutty.o.ooßuc..uzo nnnnnn in......coooooocs'■’

na'oo‘oo‘tol,

Beklagte und Revisionsbeklagte,

Prozeßbevollmächtigte: . ........ ............._

Der 12. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die mündliche

Verhandlung vom 22. April 1986

"für Rech■ erkannt:

Die Revision des'Klägers gegendas Urteil des 3921a1-

gerichts Münster vem -17. Juli 198“ wird zurückgewiesen.

_Außergeriahtlibhe Kosten des Revisionsverfahrens sind

nicht zu erstatten.
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‚Die Beteiligten streiten
über die

Höhe
des vom

Kläger
zur ge—

setzlichen
KrankénverSigbérung

zu entrichtenden Beitrags.

Der am
3.

April 1914 geborene Kläger bezieht vdn der Landes—
versieherungsanstalt

Westfalen seit dem 1.
Mai 1979 Altersruhe—

geld wegen Vollendung des 65. Lebensjahres, nachdem er ab

4f
Dezember

1974 zunächst Rente
wegen ErWerbSunfähigkeit bezogen

v„}hatte. baneben
erhält er als

ehemaliger BezirksschornsteihfegerF

meister
seit

dem
1‚'De2ember'197■

Ruhegeld
aus

der
Versorgungs—

.anstalt
der

deutsenen Bezirksscnornsteinfegermeister bei der

Bayerischen Versicherungskämmeq ("Versorgungsruhegeld"). Ab
20.

Mai
1981

ist er aufgrund
versicherungspflicbtiger Beschäf—

‘tigung
Mitglied

der
Beklagten

(das monatliche Bruttoarbeitsent-

gelt aus dieser Beschäftigung schwankte
im Jahre 1983

Zwisehen

'292,50 DMund 972‚-- DM).

Mit Bescheid
vom 15. März 1983 setzte die Beklagte

vom 1,
Ja;

nuar 1983 an den monatlichen
Krahkenversicherungsbéitrag aus dem

(damals in Höhe von
1.445;30 DM bezogenen)

Versorgungsruhegeld

auf 93,51 DM-fest; dabei legte sie den halben durchschnittlichen

allgemeinen BeitragssatZ/der 0rtskränkenkässen im
Landesverband

(6,47 vH) zugrunde. Widerspruch und Klage sind erfolglos
ge—

blieben‘(WiderépruchsbeScheid vom 8, August 1983; Urteil des
5
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_3_

Sozialgerichts —SG- Münster Vom 17. Juli 1984). Aueh das SG hat

‘
das Versorgungsruhegeld des Klägers zu den beitragspflichtigen

Versorgungsbezügen iS des S 180 Abs 8 Satz 2 Nr 3 der Reichs-

versicherungsordnung‘(EVO) idF des Rentenanpassungsge$etzes 1982

vom1. Dézember1981(RAG1982)gerechnetunddie Auffassung
des Klägers, die Regelung verstöße gegen

Art 3 Abs 1 und Art 1qi

des Grundgesetzes (GG), nicht geteilt.

Mit der — vom SG im Urteil zugelasSenen - Sprungrevisicn rügt der

;Kläger eine Vérletzuhg des 5 180 Abs 8 Satz 2 Nr 3 RVG: Bei ver—

fassungskonformer Auslegung dieser Vorschrift fielen die Versor—

gungsbezüge der Bezirksschornsteinfegermeister nicht untér den
1

-Begriff der "Renten der Versicherungs- und VersorgungSeinrich—

tungen für Berufsgruppen"; % 180 Abs 8 RVO sei_als allgemeines

Gesetz, das nicht ausdrücklich Grundrechte beschränken wolle, im

Rahmen des GG auszulegen und damit "teleclögisch zu reduzieren".

Bezirks$chornsteinfegermeister unterschieden sich weSentlich von

den im Katalog des % 180 Abs 8 Satz 2 Nrn 1 bis 5 RVG aufgezähl—

.ten Gruppen Von Versorgungsempfängern„ Im Gegensatz zu den in

'Nrn 1, 2 und 5 genannten Gruppen sei ihr Versorgungsruhegeld

durch eigene Beiträge erkauft. Die Gruppe der Ärzte und Rechts—

,anwälte (Nr 3) sei struktürell von einer anderen Systematik ge—

kennzeichnet; weil es
dert nicht

die Pflichtversicherung in dem—

selben Umfang gebe. Die in Nr 4 erfaßte Grüppe der Landwirte

unterscheide
sich dadurch, daß hier

eine
Rente der

gesetzlichen

Rentenversicherung
neben die

Altérshilfe
treten könne; bei den

Bezirksschornsteinfegermeistern aber die Rente neben die Bezüge

aus der Verscrgungsanstalt treten müsSe. Für vergleichbar hält

;u_ '
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4—14—

der
Kläger

hingegen seine Versorgungsbezüge mit den in4%
180

Abs 8 Satz 1 RVG neben
den Renten der Arbeiterrentenversicherung

und der Angestelltenversicherung
genannten (und wie diese nicht

mit dem halben.Krankenversicherungsbeitrag belasteten) Renteh.der

Knappschaftsversicherung; Die
Gruppen der Bergleute und Schorn—

steinfeger seien aUch
tatsächlich,

nämlich hinSichtlich der mit

ihren Berufen
verbundenen Gefahr, vergleichbar. Gemäß Art

3VGG

sei_deshalb eine Gleichbehandlung mit den Bergleuten
gebotenf

Ein

=sabhlicher
Grund

für eine Gleichbehandlung mit den
Gruppen

de5‘

$
180 Abs 8 Satz 2 Nrn 1 bis 5

DVD
sei

dagegen
nicht

ersichtlich

und
ergebe sich auch nicht aus der

Gesetzesbegründung
des

RAG 1982. Sofern aber 5 180 Abs 8 RVO auch die Leistungenlder

Zusatz?ersorgungskasse
der

Bezirksschernsteinfegermeister erf-

fasse,
verstoß€_die Vorschrift

gegen die Verfassungl„Neben der

Verletzung des Gleichheitssatzes liege auch ein-Verstoß gegen‘

—Art 14 GG vor; Die
Versorgungsansprüche

aus der
eigeneh Anstalt

seien
wegen

der unabdingbaren
Zwangsversicherung

wie die Renten-

ansprüche aus-der gesetZlichen Rentenversicherung vom Schutze

*bereiCh
des‚Art

14 GG umfaßt. Die
Einbeziehung

der Zusatzver-

sorgung in die Deitragsbemessung sei
ein ohne

näheré'3egründung

einer Gruppe abvérlangtes'Sonderopfer
und damit kein verhältnis—

mäßiger Eingriff mehr„ Die
Benachteiligung.gegenüber

anderen.

Berufsgruppen sei offenkundig. Da im
Schornsteinfegerhandwerk

eine Gesamtrente gezahlt werde, deren
Aufteilung bei jedem Lei—

stungsbezieher unterschiedlich
sei, ergäbeh sich trotz gleicher

‚.Höhe der Bruttobezüge die
unter30hiédlichsten Krankenkassenbei-

vträge Und_damit auch Nettobezüge;
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' Der Kläger beantragt,

das Urteil des SG söWie den_Bescheid der Beklagten

vöm 15. März 1983 in der Gestalt des Widerspruehsbe—

scheides vom 8. August 1983 aufzuheben.

Die Beklagte beantragt, ’

die Revision zurückzuweisen.

Sie hält das
angefochtene

Urteil
für zutreffend

und meint, daß

9 180 Abs 8 Satz 2 Nr 3 BVD verSchiedénartige Fallgruppen um—

fasse,
deren Einbeziehung

auf ganz unterschiedlichen Motiven

beruhe;
es sei—nicht zu

erkennen, weshalb der Gesetzgeber gerade‚
Versergungsbezüge'der Bezirksschornsteinfegermeister von

seiner

Regelung hätte ausgenommen sehen Wellen.-

III

Die Revision des Klägers ist unbegründet. Das SG hat zu Recht den

Bescheid der
Beklagten

über die
Einbeziehung

des Versorgungs—

ruhegeldes des Klägers in die Beitragspflicht zur
Krankenversl—

cherung bestätigt. Diese Versorgungsleistung beruht auf % 29 des

.Gesetzes über das Schornsteinfegerwesen (Scth) vom 15. Sep—

,
tember 1969 (BGBl I 1634 und 2432)

— zuletzt geändert durch das

20. Rentenanpassüngsgesetz vom 27. Juni 1977 (BGBl I 1040,
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1066) — iVm den $S 33, 3A der Satzung
der

Versbrgungsanstalt und

gehört_als_Rente'der Versorgungseinrichtung einer
Berufsgruppe_zu

den der Rente vergleichbaren Einnahmen (Versorgungsbezüge) iS des

% 180 Abs 8
Satz

2 Nr 3 RVG. Sie ist damit Teil des-Gründlohns/

söwohl der in _5 165 Abs 1 Nr 3 BVG bezeichn eten
Versicherten

($ 180 Abs 5 Nr 2 RVO) als auch- der nach % 165 Abs 1 Nrn 1 oder 2

RVO Versicherungspflichtigen, die - wie der
Kläger

— neben einer

Rente aus der gesetzlichen Rentenversidherung und Versorgungs—

"bezügen noch Arbeitsentgelt erhalten_uhd deshalb nicht nach % 165

‚Abs 1 Nr.3 RVG versichert sind (55_165 Abs 6 Satz 1 Nr 1, 180

-Abs 6'er2 RVG). Daß das SG im Gegen$atz zur Beklagten (vgl Bl 20

“der VerwAkte) den Kläger trotz seiner versicherungspflichtigen

Beschäftigung anscheinend als nach % 165_Abs 1 Nr 3 BVG Versi-

_chert angesehen hat (im Urteil ist_nicht auf den Abs 6% sondern

den Abs 5 des % 180 RVO verwiesen, wirkt sich sonach_nicht aus

und maCht das angefochtene Urteil im Ergebnis nicht unrichtigi

Die Einbeziehung von Versorgung3bezügen
aus der Versorgüngs—‚

anstalt der-deutschen BezirksschOrnsteinfegerme ister in den für

die Beitragsbemessung
maßgeblichen -Grundlohn war

vom Gesetzgeber

gewollt. Das
ergibt sich eindeutig aus der Ge

setzesbegründung zum”

RAG 1982'(BT—DruCks 9/458, S 35, linke Sp). Dort ist ausgeführt:

"Uhter Nummer 3
fallen insbesondere

Leistungen öffentlich—recht—

licher Versicherungs-
und Versorgungseinri chtungen der kammer—,

fähfi gen freien Berufe (zB Architekten, Notare, Apoth_eker‚ Ärzte)Q6

der
Zusatzversorgung

der Be2irksschornsteinfeger und der Zusatz—

versorgung der Arbeitnehmer in der Land— und Forstwirtschaft."

Damit verbietet sich die vom
Kläger_für möglich gehaltene_éin—

(
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schränkende Auslegung ("teleclogische Reduktion") des S 180 Abs 8 .

Satz 2'Nr 3
RVO‚

denn das
Gericht

ist nicht befugt, den
Wortlaut ’

_
des Gesetzes entgegen dem eindeutig erkennbaren Willen des

Gesetzgebers durch eine gesetzesübérschreitende Rechtsförtbildung

zu korrigieren (vgl
dazu Larenz, Methodenlehre der

Rechtswisseh-

schaft, 5. Aufl, S 313 ff).

Entgegen der Auffassung des Klägers hält der Senat die_änge—

griffene Gesetzesvorschrift auch nicht für verfassungswidrig. Sie

verletzt weder den allgemeinen Gleichheitssatz des Art 3 Abs 1 GG

noch die Eigentumsgarantié des Art 14 Abs 1 GG.

Nach
ständiger

Rechtsprechung des
Bundesverfassungsgerichts

(BVerfG) liegt
ein

Verstoß gegen den allgemeinen GleichheitSsatz_

nur vor, wenn der Gesetzgeber tatsächliche Gleichheiten Oder Un—

gleichheiten der zu ordnenden
Lebensverhältnisse nicht

berück-

sichtigt,-die sd
bedeutsam Sind, daß sie - auch Unter Anerkennung“

eines weiten Gestaltungsspielraums des Gesetzgebers « bei einer

r‘am Gerechtigkeitsgedanken prientierten
Betrachtungsweise hätten

beachtet
werden

müssen,.der Gesetzgeber diesen Spielraum alsop

überschritten
hat (BVerfGE 17; 319, 330; 50,

1771
186). Die vom

„Kläger angeführten
Unterschiede zwischen

seiner Beruf3gruppe und.

‚den von $ 180 Abs 8 Satz 2 RVO erfaßteh anderen Berufsgruppen

sind nicht so bedeutsam, daß sie der. Gesetzgeber hätten veran—
lassen müssen,

Versörgungsleistuhgen
aus der

Versorgungsanstalt

der deutschen
Bezirksschornsteinfegermeister anders

als die
in

@ 180'Abs 8 Satz 2 RVO_genanntén Bezüge
zu behandeln, dh für

diev

VBemessung des Grundlohns außer Betracht zu la3sen. Ausgehend von

4 . ‚ .
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-8-

dem Grundgedanken der Abs 5 und 6-des % 180 RVG, die dort ge-v

nannten Versicherten entsprechend dem in der
gesetzlichen

Kran—

kenversicherung'geltenden Solidarprihzip
nach Maßgabe ihrer

8_wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit zu Beiträgen heranzu2iehen,

hat der Gesetzgeber
bei

der Konkretisierung dieses
Gedankehs in'

‚g 180 Abs 8_RVO die
beitragspflichtigen

Bezüge
danach abgegrenzt,

ob sie (noch) Beziehung zum Erwérbsleben der Versicherten (Lohn-
_ersatzfunhtion) haben. Letzteres

trifft auch für die hier strei?

tigen Bezüge zu. lhrer_Gleichbehandlung_mit
den VersorgungSBe-

_Zügen der in % 180 Abs 8 Satz 2 BVG
genannten Berufsgrupbén steht

‚nicht entgegen;
daß die Versorgung_der Bezirksschornsteinfeger-

meister auf einer Zwangsmitgliedschaft zur Versörgungsanstalt

'beruht und daß die Höhe der Zusatzversorgung‚im Rahmen eines

Höchstbétrage3 (% 30
Séth)

von der Höhe der jeweiligen Rente
aus

der_gesetzlichen Rentehversicherung abhängig iEt—(5_29 Abs 5
Scth)thiese-Merhmale widersprechen

weder dem Grundgedanken der

„Beitragsregelung in.$ 180 Abs 5 und 6 RVG, wonach die wirt1

schaftliche Leistungsfähigkeit der Versicherten Maßstab ihréri

Beitragsbelastung sein soll, noch stehen Sie außerhalb der Be—

ziehung-zum Berufsleben des
Versicherten. Sie sind

—‚zumindßstj

‚teilweise
— auch bei den übrigen Berufsgruppen zu finden.

Ein Verstoß gegen
Art 3 Abs 1 GG liegt auch nicht

darin,
daß die

Bezirksschornsteinfegermeister
- anders

als
die Bezieher

der

meisten in % 180 Abs 8 BVG genannten Versorgungsbe2üge
- ihre]

IBeiträge
allein aufbringen müssen. Entscheidend ist insoweit, daß

“,die Schornsteinfegerversorgung
eine gesetzlich vorgeschriebene, _

bundeseinheitliche Zusatzversorgung_zur — ebenfalls obligatori—

(

_9_
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_9..

schen und allein aus Beiträgen der Versicherten
finanzierten

—

‘. Handwerkerversicherung darstellt und beide deshalb als Teile ei-

nes Gesamtkonzepts nur
einheitlich eingeordnet werden können (vgl

auch BSGE158, 10, dort für verschiedene Teile eines betrieblichen

_Versorgungssystems).

' Eine Ungleichbehandlung im Verhältnis zu
anderen, in % 180 Abs 8

EVOnicht genannten Einkünften (insbesondere_aus Lebensversiche—

rungen) wäre, sofern sie vorliegt, hier nicht
für

die Entschei—

dung bedeutsam, weil nach der Grundorientierung der Rentner—

krankenversicherung (wirtschaftliche
Leistungsfähigkeit der

_
Beitragszahler, Beziehung der

Einkünfte zuh Berufsleben) auch bei

einer
andere

Einkünfte einbeziehenden Regelung
die Bezüge aus der

‘géset2lichen‘Rentehversicherung
und

aus gesetzlichen Zusatzvéré

lversorgungen wie der hier
streitigen

nicht außer acht
bleiben

könnten.

Die vom Kläger angestrebte Gleichstellung seiner Versorgungsbe—

züge mit'den;in @ 180 Abs 8 Satz 1 BVD
aufgeführten-Renten der

knappechäftlichen Rentenversicherung scheitert schon daran, daß.

es
sich bei den Knappschaftsrenten

- wie bei den
Renten der ‘

Rehtenversicheruhg der Arbeiter
und der Angestellten

- um Renten.

der gesetzlichen Rentenversicherung handelt, während dies bei dem
1

Ruhegeld des Klägers aus seiner Versörgungsanstalt nicht der Fall

ist. Aus der nach
seiner

Auffassung
gleichärtigen beruflichen

Gefahrenlage der Bergleute und der Schornsteinfeger können
keine

beitragsrechtlichen Folgerungen gezogen werden, weil die'gesetz—

liche
Krankenversicherung‘eineiBeitragseinsthung

nach Gefahr-

_
(

_1o_
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_1o_

klassen;nicht_kennt. Im übrigen fallen_auch die Renten der Berg—}

leute aus der hüttenknappschaftlichen ZusatzversiCheFUHg unter

'die Vorschrift des & 180Abs8 satz 2 BVD(vgl Nr 5).

Daß die Versorgungsbezüge des Klägers trotz ihrer - im Rahmen der

' Gesamtversorgung erfolgenden‘-_Zusammenrechnung
mit seiner Rente

nicht mit dem für die Renten der
gesétzlichén_Rentenversicherung‘

geltenden Beitrag belegt werden (darauf läuft das Begehren des

Klägers
letztlich

hinaus), liegt.daran, daß für Seine Versor—

gunngezüge ein Beitragszuschuß des Versorgungsträgers nicht ge—'

zahlt wird
und daß sie deshalb dem vbm

Gesetzgeber für die Renten

»
gewählten

Weg der Beitrag$bemessung (zeitliche;3treckung
der

.
Beitragsmehrbelastung

der Rentner
durch—stufenWeise Absehmélzung

des Beitragszuschusseä der
Rehtenvérsicherungsträger)

nicht zu-
gänglich sind; Wie der Senat bereits entschieden hat, begegnet

dieser
- lediglich für eine

Übergangszeit
bestehende — Unter—

„'schied;in der Beitragsbelastung
von

Renten der
gesetzlichen Ren—

tenversicherung und
der Versorgungsbezüge keinen

verfassungs-
.

rechtlichenaßedenken,(Urteil ? m 18. Dezember 1984} BSGE 58, 13

9 f).

Daß
tbn

den
Versbrgungsbeiügen

bereits seit dem 1. Januar 1983

Beiträge.erhoben werden,
von den Renten aber erst seit dem

1. Juli 1983 ein eigener'Beitragsanteil der Rentner
einbehältenw

wird, der zunächst 1 ÜH des Rentenzahlbetrages betrug, ab

_1. Juli 1984 auf 3 vH, ab 1.
juli 1985 auf 4,5 vH stieg und

nach der Planung des
Geset2gebers auf 5,9 vH steigen wird, ist im

übrigen nur scheinbar eine Bevorzugung der "Nur-Rentner" gegen-'
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'über den Versicherten mit Versorgungsbezügen. Die Rentner haben

nämlich mit ihren früher-zur Rentenversicherung entrichteten

Beiträgen auch Leistungen der Krankenversicherung der Rentner

(KVGR) mitfinanziert und so eine Vorleistung erbracht, die ihnen

nach Bewill igunä einer
e; genen Rente Gestalt von

Beitragszu—

schüssen des Rentenversi0herungsträgers=wleder zugute kommt (vgl

dazu BSGE Bü, 293, 2% ‘. Auch die durch solohe_Beitragszuschüsse

Vgedeckten Beitragsanteile der Rentner sind deshalb zu ihren Gun—

sten mit zu berücksichtigen. Dann sind aber "Nur—Rehtner",.die

seit dem 1. Januar 1983 den KVdR—Beitrag in
Höhe

von 11,8 vH der

Rente selbst zu tragen haben (%■ 331 Abs 2 Satz 1, 385 Abs 25

EVO), gegenüber
denjenigen, deren Beiträge

— wie d.‘ e
des

Klägers — von einem aus Rente und Verse rgurrsoezueen zusammen_—

gesetzten
Runesta;dseinéommen

erhoben werden, ;icht bevorzugt,

sondern eher benachteiligt, weil für di e Versor gu Shezüge nur

3er halbe Beitra;s*atz gilt.
Däß der

Krahkenversicherungsträger

von den 7ersorgüsgsbezüge; ; nur diesen "halben‘ Beitrag erhält,

S
C

;

während ihm Von der ente der volle, Von dem Rentenversiche—

rungsträger und'dem Rentner gemeinsam getragene Beitrag zufließt,

beschwert allenfalls den Krankenversicherungsträger. Ob dieser
. ‘

‚ ' ( ;

Nachteil, wie schon öfter gefordert worden ist,-durch_einén

Béitragszuschuß der die Versorgungsbezüge zahlenden Stelle aus—

“2eglichen werden sollte, hat allein der Gesetzgeber zu entschei-

den (Vgl dazu auch BSGE 55, 67, 75 f und 58, 1, 9 f).

Die Neuregelung des % 180 Abs 6 und 8 Satz 2 Nr.3 RVO verstößt'

auch nicht gegen Art 14 GG. Der GeSetzgeber war durch dieSe Ver—

fassungsvorschrift nicht gehindert, die Versorguhgsbezüge aus
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bérusztändischeh Versorgungseinrichtungen_mit Beiträgen zu be—'
lasten.

Nach ständiger
Reéhtsprechdng

des BVerfG schützt Art 14

GG grundsätzlich
nicht gegen

Zugriffe auf das
Verhögeh oder Ein-*

kommendurch
Auferlegung von Geldleistungspflichten; das gilt

adch für Zwangsbeiträge (vgl
Leibholz/Rinck‚—Grundgeseti,

6..Adfl,
Art 14 Anm 7). Daß der Gesetzgeber von ihm selbst ge-

währte Rechtspositionen (einschließlich von Anwartschaften)-ganz

oder teilweise wieder zürücknehmen kann (Art 14 Abs 1 Satz 2 GG);

‚Wenn sich
die wirtschaftlichen_VorauSsetzungén weSentlich

ändern

und es daS_öffentliche Interesse, insbesondere das lntéresSe der

.Allgemeinheit
an der Erhaltung der

Funktionse und
Leistungsfä;

higkeit eines Regelungssystems erfordert, hat der Senat für die

1977 erfolgte
Einschränkung

des
Kreises der biSher beitragsfrei'

vversicherten Réntenberechtigtén (% 165 Abs 1 Nr 3 BVD idF
des

.Gesetzes
vom 27. Juni 19775‚schon entschieden (BSGE 54, 293; Vgl-'

'dazu auch
das Urteil des BVerfG vom

16. Juli 1985, SO;R 2200,"

5 165 Nr 81). Das gleiche
gilt-für.den

Fall, daß solche Gewäh—

rungen
in anderer Weise

eingeschränkt
werden, insbesondere da——

. durch; daß die
— bisher und auch weiterhin —

Begünstigten erste

mals mit
Beiträgen

belastet werden oder_daß ihre BeitragslaSt

später wesentlich erhöht wird. Dabei ist jedoch 4 wie bei deri

(teilweisen) Rücknahme
von Gewährungen —

der Grundsatz der Ver—

hältnishäßigkéit
zu beaChten; auch sind

die
Interessen der

Büréer,
vor allem

ihr vertrauen.auf
den

Fortbe$tand
der

ihnen
-

verliehehen Rechtspositionen;
gebührend zu berücksichtigen (nach

fBVerfG 64, 87, 104.hät der
rechtsstaatliche Grundsatz

des Verf

trauenssahutzes für Vermögenswerte
Güter im

Eigéhtumsgruhdrecht

eine eigene Ansprägung und Verfassungsrechtliche Ordnung erfah-
!
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ren). Gemessen an diesen verfassungsrechtlichen Vorgaben hält der

Senat die Neuregelung des Beitragsrechts auch im Hinblick auf die

.Ausdennung der Beitragspflicht auf Versorgungsbezüge aus der

Versorgungsanstält der deütSchen Bezirksschornsteinfegermeister

für unbedenklich-(vgl-dazu BSGE58, 10, 15 f, dort für Betriebs;
renten).

_Da somit die verfa$sungsrechtlichén Bedenken des Klägers gegen

die Einbeziehung seiner Versorgungsbezüge in die Beitragspflicht

zur gesetzlichen Krankenversichérung unbegründet, die einschlä—

gigen Regelungen nach AnSicht des Senats auch sonst mit dem GG

vereinbar sind und die Beitragsforderung der Beklagten im übrigen

nach Grund und %öhe unüer den Beteiligten nicht-streitig ist, hat

d€r_Senat die Revision äes Klägers als unbegründet zurückgewie—

sen;

;‘]‚LL-
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